
Seite 1 von 3 

 

Satzung über die Erhebung von Verwaltungsgebühren  
in der Gemeinde Niederau (Verwaltungskostensatzung) 

LESEFASSUNG 
 
Aufgrund von § 4 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 3. März 2014 (SächsGVBl. S. 46), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 2. April 2014 (SächsGVBl. S. 234, 237) in Verbindung mit § 25 des Verwaltungs-
kostengesetzes für den Freistaat Sachsen (SächsVwKG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 17. September 2003 (SächsGVBl. S. 698), letzte Änderung am 1. März 2012 (Sächs-
GVBl. S. 130, 144), hat der Gemeinderat der Gemeinde Niederau, mit der Mehrheit seiner 
Mitglieder, in seiner Sitzung am 25.3.2105 folgende Satzung beschlossen. 
 

§ 1 
Kostenpflicht 

 
(1) Die Gemeinde Niederau erhebt für Amtshandlungen in weisungsfreien Angelegenheiten 

Gebühren und Auslagen (Kosten). 
(2) Die Erhebung von Gebühren und Auslagen aufgrund anderer Rechtsvorschriften bleibt 

unberührt. 
 

§ 2 
Anwendbarkeit des Sächsischen Verwaltungskostengesetztes (SächsVwKG) 

 
Die in § 25 Abs. 2 SächsVwKG genannten Bestimmungen des SächsVwKG finden bei der 
Erhebung von Kosten nach dieser Satzung entsprechend Anwendung. 
 

§ 3  
Kostenschuldner 

 
(1) Zur Zahlung der Kosten ist verpflichtet,  

 
1. wer die Amtshandlung veranlasst, im Übrigen derjenige, in dessen Interesse die 

Amtshandlung vorgenommen wird; 
2. wer die Kosten einer Behörde gegenüber schriftlich übernommen hat oder für die 

Kostenschuld eines anderen kraft Gesetzes handelt; 
3. in Rechtsbehelfsverfahren und in streitentscheidenden Verwaltungsverfahren derje-

nige, dem die Kosten auferlegt werden. 
 

(2) Auslagen, die durch unbegründete Einwendungen eines Beteiligten oder durch Verschul-
den eines Beteiligten oder eines Dritten entstanden sind, können diesem auferlegt wer-
den. 

(3) Mehrere Kostenschuldner haften als Gesamtschuldner. 
 

§ 4 
Höhe der Gebühren und Auslagen 

 
(1) Die Höhe der Gebühren und Auslagen bemisst sich nach dem als Anlage zu dieser Sat-

zung beigefügten Kostenverzeichnis. 
(2) Für Amtshandlungen, die nicht im Kostenverzeichnis enthalten sind, und für die auch  

keine Gebührenfreiheit entsprechend der §§ 3 und 4 des SächsVwKG besteht, wird eine 
Gebühr erhoben, die nach im Kostenverzeichnis bewerteten vergleichbaren Amtshand-
lungen zu bemessen ist. Fehlt eine vergleichbare Amtshandlung, wird eine Gebühr von 
5,00 EUR bis 25.000,00 EUR erhoben. 
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(3) Ist eine Gebühr innerhalb eines Gebührenrahmens zu erheben, so bemisst sich ihre Höhe 
nach dem Verwaltungsaufwand und nach der Bedeutung der Angelegenheit für die Betei-
ligten. 

 
§ 5 

Auslagen 
 
Auslagen sind Aufwendungen, die im Einzelfall im Zusammenhang mit einer Amtshandlung im 
Sinne von § 1 entstehen. 
  
Auslagen sind insbesondere:  
 

1. Entschädigungen, die Zeugen und Sachverständigen zustehen;  
2. Entgelte für Post- und Telekommunikationsdienstleistungen, ausgenommen die Ent-

gelte für einfache Briefsendungen;  
3. Aufwendungen für amtliche Bekanntmachungen;  
4. Reisekosten im Sinne der Reisekostenvorschriften und sonstige Aufwendungen bei 

Ausführung von Dienstgeschäften außerhalb der Dienststelle;  
5. Beträge, die anderen Behörden oder anderen Personen für ihre Tätigkeit zustehen.  

 
Auslagen werden grundsätzlich in tatsächlich entstandener Höhe erhoben.  
 
 

§ 6 
Entstehung der Kosten 

 
Die Kosten entstehen mit der Beendigung der kostenpflichtigen Amtshandlung. Bei der Zu-
rücknahme oder Erledigung des Antrages oder des Rechtsbehelfes entstehen die Kosten mit 
der Zurücknahme oder Erledigung des Antrages oder Rechtsbehelfes. 
 
 

§ 7 
Zeitpunkt der Fälligkeit 

 
Kosten werden mit der Bekanntgabe der Kostenentscheidung an den Kostenschuldner fällig, 
wenn nicht ein späterer Zeitpunkt bestimmt wird. 
 
 
 

§ 8 Inkrafttreten 
 
(1) Die Verwaltungskostensatzung tritt einen Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.  
(2) Zum selben Zeitpunkt tritt die Verwaltungskostensatzung vom 29.11.2001 in der Fas-

sung vom 02.04.2004 außer Kraft.  
 
 
Niederau, den 26.3.2015 
 
 
Sang  
Bürgermeister 
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Hinweis nach § 4 Abs. 4 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO)  
 
Nach § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO gelten Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- 
und Formvorschriften der SächsGemO zustande gekommen sind, ein Jahr nach ihrer Bekannt-
machung als von Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn  
 

1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist,  
 
2. Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung oder die Be-

kanntmachung der Satzung verletzt worden sind,  
 
3. der Bürgermeister dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 SächsGemO wegen Gesetz-

widrigkeit widersprochen hat,  
 
4. vor Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO genannten Frist  

 
a) die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder  
b) die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegenüber der Gemeinde 

unter Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, 
schriftlich geltend gemacht worden ist.  

 
Ist eine Verletzung nach den Ziffern 3 oder 4 geltend gemacht worden, so kann auch nach 
Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO genannten Frist jedermann diese Verletzung 
geltend machen.  
 
 
Niederau, den 26.3.2015 
 
 
Sang  
Bürgermeister 

 


